




Stabilität durch regionale  
Sanktionen in Afrika?
Julia Grauvogel, Katharina Newbery und Christian von Soest
Am 25. März 2013, nur einen Tag nach dem Militärputsch durch die Rebellenallianz 
 Séléka, verhängte die Afrikanische Union (AU) Sanktionen gegen die Zentralafrika-
nische Republik. Der Friedens- und Sicherheitsrat der AU suspendierte die Mitglied-
schaft des Landes, verhängte Reisebeschränkungen für die Rebellen und ließ deren 
Konten einfrieren. 
Analyse
Seit Gründung der AU im Jahr 2002 haben Regionalorganisationen auf dem afrika-
nischen Kontinent im weltweiten Vergleich sehr weitgehende Möglichkeiten zur Sank-
tionierung ihrer Mitgliedstaaten festgeschrieben. Zunehmend nutzen die AU, die Wirt-
schaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS) und die Entwicklungsge-
meinschaft des Südlichen Afrika (SADC) diese Maßnahmen, um unerwünschte Ent-
wicklungen in ihren Mitgliedstaaten zu bekämpfen. 
  Die Sanktionen von AU, ECOWAS und SADC verfolgen das Ziel, die verfassungs-
mäßige Ordnung wiederherzustellen. Sie sind in der Regel von geringer Stärke. An-
gesichts fehlender Kapazitäten zur Durchsetzung weitreichender Maßnahmen set-
zen die afrikanischen Regionalorganisationen in Krisenfällen vor allem auf das In-
strument, die Mitgliedschaft betroffener Staaten auszusetzen. 
  Die von afrikanischen Organisationen verhängten Sanktionen beziehen sich nicht 
auf die Regierungsführung von Machthabern. Dies verweist auf die Grenzen der 
neuen Norm der „Nichtgleichgültigkeit“ und auf die noch immer große Bedeutung 
von Regimesicherheit im Verhältnis zum Konzept der menschlichen Sicherheit.
  Die AU-Kommission und der Friedens- und Sicherheitsrat der AU nehmen bei der 
Sanktionierung von Mitgliedstaaten eine immer wichtigere Rolle ein. Die Form des 
Zusammenwirkens der AU mit den zahlreichen afrikanischen Regionalorganisatio-
nen wird jedoch von den Akteuren jeweils von Fall zu Fall neu entschieden. 
Schlagwörter:  Regionale Sanktionen, Afrikanische Union (AU), Afrikanische Friedens- und 
Sicherheitsarchitektur
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Regionale Sanktionen als Mittel der Wahl 
In den vergangenen Jahren hat die Anzahl be-
waffneter innerstaatlicher Konflikte in Subsaha-
ra-Afrika wieder zugenommen. Im Jahr 2012 war 
der Kontinent mit 56 von weltweit 208 dokumen-
tierten gewaltsamen Auseinandersetzungen (HIIK 
2013) eine der konfliktreichsten Zonen der Welt. 
Innerstaatliche Auseinandersetzungen in Afrika 
stehen oftmals in Zusammenhang mit Gewalt bei 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen sowie 
verfassungswidrigen Machtwechseln, vor allem 
durch das Militär (Engel 2012). Die AU und afrika-
nische Regionalorganisationen wie ECOWAS und 
SADC reagieren darauf zunehmend mit Sankti-
onen: Zwangsmaßnahmen, die unerwünschtes 
politisches Verhalten erschweren und die sanktio-
nierte Regierung dazu veranlassen sollen, ihre Po-
litik zu ändern.1 
Afrika steht beim Einsatz regionaler Sanktio nen, 
also solchen Zwangsmaßnahmen, die Regionalor-
ganisationen gegen ihre Mitgliedstaaten verhän-
gen, weltweit an erster Stelle. Die AU-Kommission 
hat diese Entwicklung als führende Kraft maßgeb-
lich vorangetrieben. Dieses systematische Verhän-
gen von regionalen Sanktionen bedeutet  eine fun-
damentale Abkehr vom bis Ende der 1990er Jahre 
vorherrschenden Prinzip der Nichteinmischung in 
innere Angelegenheiten. 
Die Forschung zu regionalen Sanktionen (Char-
ron 2013; Magliveras 2011; Striebinger 2012; Witt 
2012) befindet sich mehr als zehn Jahre nach Beginn 
dieser Entwicklung noch immer im Anfangsstadi-
um. Dies ist erstaunlich, legt die politikwissenschaft-
liche Sanktionsforschung doch nahe, dass Zwangs-
maßnahmen, die von Nachbarn in derselben Region 
ausgehen, besonders effektiv sein können: 
• Die in der Regel stärkeren wirtschaftlichen Bin-
dungen zwischen dem „Sender“ von Sankti-
onen und einem benachbarten „Ziel“ erhöhen 
die Kosten der Sanktionierung und damit auch 
den Druck auf das betroffene Regime (McLean 
und Whang 2010).
• Enge politische Beziehungen machen die 
Druckmittel wirksamer (Allen 2005). 
• Regionale Sanktionen können weniger leicht als 
neokoloniales Instrument des Westens gebrand-
1 Die Autoren unterscheiden zwischen diplomatischen (z.B. 
Ausschluss von der Mitgliedschaft in einer Regionalorgani-
sation), wirtschaftlichen (z.B. Einschränkung von Handelsbe-
ziehungen), finanziellen (z.B. Einfrieren von Konten) und mi-
litärischen (Waffenembargo) Sanktionen. Militärische Inter-
ventionen werden nicht als Sanktionen behandelt (Basedau, 
Portela und von Soest 2010).
markt werden (Galtung 1967), wie dies Simbab-
wes Präsident Mugabe im Fall der EU- und US-
Sanktionen macht. Ein solches regionales Signal 
der Missbilligung lässt sich auch aufgrund ge-
sellschaftlicher und kultureller Verflechtungen 
von Betroffenen seltener instrumentalisieren. 
Weitreichende Interventionsrechte – die 
afrikanische Sicherheitsarchitektur
Die Gründung der AU im Jahr 2002 als Nachfol-
georganisation der 1963 etablierten Organisation 
der Afrikanischen Einheit (OAU) war das Ergebnis 
eines komplexen politischen Prozesses, in dem die 
afrikanischen Staats- und Regierungschefs sich auf 
neue Normen verständigten sowie Institutionen zu 
deren Umsetzung schufen, um Frieden und Sicher-
heit auf dem afrikanischen Kontinent stärker zu 
fördern, als dies in der Vergangenheit der Fall war. 
Damit reagierten die afrikanischen Staaten 
auch auf die Wahrnehmung, dass die internatio-
nale Gemeinschaft nach dem Scheitern der Mis-
sionen der Vereinten Nationen (VN) in Somalia 
und Ruanda weniger bereit war, auf innerstaatli-
che Konflikte des Kontinents zu reagieren. Der da-
raufhin entwickelte Grundsatz der „afrikanischen 
Lösungen für afrikanische Probleme“ wurde zu 
einem wichtigen Gründungsprinzip der AU. 
Dem neuen Selbstverständnis der AU liegt zu-
dem ein erweiterter Sicherheitsbegriff zugrunde. 
Der frühere Fokus auf Regimesicherheit und Schutz 
des Staates wird um die Dimension der menschli-
chen Sicherheit ergänzt, die den einzelnen Bürger 
in den Mittelpunkt stellt. Während sich die OAU 
strikt an das Gebot der „Nichteinmischung“ (Non-
Intervention) in die internen Angelegenheiten an-
derer Staaten hielt, setzen die AU-Mitgliedstaaten 
auf das Gebot der “Nichtgleichgültigkeit“ (Non-
Indifference). Danach besitzt die AU das Recht, in 
schwerwiegenden Fällen – Kriegsverbrechen, Ge-
noziden, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
sowie schwerwiegenden „Bedrohungen der le-
gitimen Ordnung“ – in die innerstaatlichen An-
gelegenheiten ihrer Mitgliedstaaten einzugreifen 
(AU-Verfassung: Art. 4, Paragraf h; African Union 
2000).2 Afrikanische Staaten haben damit eine im 
globalen Vergleich sehr weitgehende Regelung zu 
2 Die Möglichkeit, auch bei „schwerwiegenden Bedrohungen 
der legitimen Ordnung“ in einem Mitgliedstaat zu inter-
venieren, wurde am 3. Februar 2003 von den afrikanischen 
Staats- und Regierungschefs in die AU-Verfassung aufge-
nommen (Engel und Porto 2010).
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externen Interventionen in innerstaatliche Angele-
genheiten getroffen. 
Um diese Prinzipien umsetzen zu können, haben 
sie ein Netzwerk neuer Institutionen und Entschei-
dungsmechanismen entwickelt, die „Afrikanische 
Friedens- und Sicherheitsarchitektur“  (APSA). Die 
APSA soll – gemäß Kapitel VIII der VN-Charta – 
die Funktion eines kollektiven Sicherheits- und 
Frühwarnsystems übernehmen. 
Die sieben von der AU anerkannten afrika-
nischen Regionalorganisationen3 und regionale 
Mechanismen wie die festen Truppenbataillone 
zur Krisenintervention (Standby Forces) sind für 
das Funktionieren der APSA entscheidend. Für 
die Koordination von regionalen und AU-Ak-
tivitäten sind der afrikanische Friedens- und Si-
cherheitsrat (PSC) sowie der Vorsitzende der AU-
Kommission verantwortlich. Der PSC ist das zen-
trale Entscheidungsorgan für Konfliktpräventi-
on und -lösung, entsprechend Artikel 30 des AU-
Gründungsvertrags kann er unter anderem bei 
verfassungswidrigen Machtwechseln Sanktionen 
gegen einen Mitgliedstaat erlassen. 
Fünfzehn Mitgliedstaaten bilden den PSC, da-
von werden jeweils zehn für zwei Jahre und fünf 
für drei Jahre auf der Basis regional ausgewogener 
3 Gemeinsamer Markt für Ost- und Südafrika (COMESA), Zen-
tralafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft (ECCAS), Wirt-
schaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS), 
Südafrikanische Entwicklungsgemeinschaft (SADC), Zwi-
schenstaatliche Behörde für Entwicklung von Staaten in 
Nordostafrika (IGAD), Gemeinschaft der Sahel-Sahara-Staa-
ten (CEN-SAD), Ostafrikanische Gemeinschaft (EAC).
Repräsenta tion gewählt. Im Unter-
schied zum VN-Sicherheitsrat be-
sitzt kein PSC-Mitglied ein Veto-
recht. Entscheidungen in wich-
tigen Kri senfällen treffen die Au-
ßenminister oder Staatschefs im 
PSC vorzugsweise, aber nicht not-
wendigerweise im Konsens. Falls 
dies nicht gelingt, genügt eine 
Zweidrittelmehrheit der anwesen-
den Mitglieder. 
Darüber hinaus nimmt die AU-
Kommission in Friedens- und Si-
cherheitsfragen eine immer wich-
tigere Rolle ein. Sie bestimmt die 
Agenda des PSC und formuliert 
zentrale Dokumente der Gipfel-
treffen. Bei der Verhängung von 
Sanktionen muss der oder die AU-
Kommissionsvorsitzende die Mit-
gliedstaaten beteiligen, die Zu-
sammenarbeit mit der zuständigen Regionalorga-
nisation sichern und die internationalen Vermitt-
lungsbemühungen koordinieren (Engel und Por-
to 2010). 
Verfassungswidrige Machtwechsel – die 
Auslöser regionaler Sanktionen
AU, ECOWAS und SADC sind die bislang ein-
zigen Organisationen in Subsahara-Afrika, die 
Sanktionen gegen ihre Mitgliedstaaten ausgespro-
chen haben.4 Regionalorganisationen wie EAC, 
COMESA oder ECCAS hingegen sind primär auf 
Kooperation in Handel und Entwicklung ausge-
richtet und verfügen zudem nicht über die Kapa-
zitäten, Zwangsmaßnahmen gegen Mitgliedstaa-
ten zu verhängen. Tabelle 1 zeigt, gegen welche 
afrikanischen Staaten AU, ECOWAS und SADC in 
der Zeit von 1990 bis April 2013 Sanktionen ver-
hängt haben. 
Regionale Sanktionen wurden als Reaktion auf 
verschiedene Verstöße verhängt:5 
• einen verfassungswidrigen Machtwechsel (elf 
Fälle:6 Guinea 2008, Guinea-Bissau 2012, Mada-
4 Eritrea setzte seine IGAD-Mitgliedschaft im Jahr 2007 für vier 
Jahre aus, 2011 wurde dem Land die Rückkehr in die IGAD 
durch die anderen Mitglieder verweigert. Dieser Fall wird 
nicht als IGAD-Sanktionierung gewertet; zu einer gegentei-
ligen Interpretation siehe Charron 2013.
5 Parallele Sanktionen von der AU und von Regionalorganisatio-
nen wurden in der folgenden Aufstellung zusammengefasst.
6 Burundi wurde in den Jahren 1996 bis 1999 von sieben Nach-
barstaaten sanktioniert, die ein umfassendes Handelsembar-
Tabelle 1: Von Regionalorganisationen Subsahara-Afrikas  
verhängte Sanktionen, 1990 – April 2013
Quelle: Eigene Zusammenstellung; vergl. auch Charron 2013: 4-5.
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gaskar 2009, Mali 2012, Mauretanien 2005 und 
2008, Niger 2010, Sierra Leone 1997, Togo 2005, 
Zentralafrikanische Republik 2003 und 2013),
• einen verfassungswidrigen Machterhalt, also die 
Weigerung nach verlorenen Wahlen die Macht 
abzugeben (zwei Fälle: Komoren 2007, Elfen-
beinküste 2010), sowie
• eine „ernsthafte“ Bedrohung der verfassungs-
mäßigen Ordnung (ein Fall: Liberia 1992).
Um die „verfassungsmäßige Ordnung wiederher-
zustellen“, wurden demokratische Wahlen (zum 
Beispiel in Guinea-Bissau 2012) oder die tatsäch-
liche Übernahme der Regierungsmacht durch den 
demokratisch gewählten Präsidenten gefordert, 
wie dies in der Elfenbeinküste 2010 der Fall war. 
AU, ECOWAS und SADC verhängen inzwi-
schen so regelmäßig Sanktionen, dass von einer 
„Anti-Putsch-Norm“ gesprochen werden kann. Be-
zeichnend für die eingeschränkte Umsetzung des 
zugrunde liegenden Prinzips der Nicht-Gleichgül-
tigkeit ist jedoch, dass sich Sanktionen gegen ver-
fassungswidriges Verhalten nur auf die Macht-
übernahme, nicht aber auf die Regierungsführung 
von Machtinhabern beziehen (Witt 2012). Folglich 
reagiert ECOWAS beispielsweise nicht darauf, dass 
Burkina Fasos Präsident Compaoré, der 1987 selbst 
durch einen Putsch an die Macht kam, seine Macht 
durch umstrittene „Neuinterpretationen“ der Ver-
fassung aufrechterhält. Auch bei schwersten Men-
schenrechtsverletzungen verhängen die Regional-
organisationen keine Sanktionen. 
Schwache Sanktionen
Auffällig ist, dass die Druckmittel von AU, ECO-
WAS und SADC in der Regel schwach sind. In al-
len Fällen schloss die Organisation den betrof-
fenen Mitgliedstaat aus der Organisation aus – 
doch oft war dies die einzige Maßnahme, die ver-
hängt wurde. Die Gründe für den verglichen mit 
Sanktionen der VN, USA oder der EU beschränk-
ten Umfang der regionalen Zwangsmaßnahmen 
in Afrika liegen auf verschiedenen Ebenen: 
• unterschiedliche Interessen auf kontinentaler 
und regionaler Ebene, die die Entscheidungs-
findung in Organisationen mit hohen Mitglie-
derzahlen erschweren, 
go durchsetzten. Da die Sanktionen nicht von einer afrika-
nischen Regionalorganisation implementiert wurden, wird 
dieser Sanktionsfall in unserer Auswertung nicht berücksich-
tigt.
• der eingeschränkte wirtschaftliche und poli-
tische Einfluss (leverage) der Regionalorganisa-
tionen gegenüber ihren Mitgliedstaaten,
• die begrenzte gegenseitige Abhängigkeit afri-
kanischer Staaten, 
• die unausgesprochene Norm der Solidarität 
zwischen afrikanischen Staats- und Regierungs-
chefs, insbesondere unter aus Unabhängigkeits-
bewegungen hervorgegangenen Regierungen, 
und
• Schwierigkeiten bei der Umsetzung weitrei-
chender Sanktionen aufgrund von durchläs-
sigen Grenzen, Korruption und unzureichenden 
Kapazitäten zur Implementierung und Überwa-
chung (Charron 2013). 
Schnelle Aufhebung der regionalen Sanktionen
Verglichen mit Sanktionen von EU, USA und Ver-
einten Nationen sind die Maßnahmen der Regio-
nalorganisationen in Subsahara-Afrika von sehr 
kurzer Dauer. Die ECOWAS-Sanktionen gegen 
Mali und Togo, die nur vier beziehungsweise sechs 
Tage andauerten, stellen Extremfälle dar, aber auch 
die anderen Staaten wurden selten länger als ein 
Jahr sanktioniert. Lediglich die Maßnahmen gegen 
die Zentralafrikanische Republik (2003), Guinea, 
Liberia, Madagaskar und Sierra Leone wurden län-
ger als zwei Jahre aufrechterhalten. 
In den meisten Fällen wurden die Zwangs-
maßnahmen sofort aufgehoben, nachdem Wahlen 
stattgefunden hatten – die keineswegs immer frei 
und fair waren – oder nachdem die gewählte Re-
gierung ihr Amt antreten konnte. In manchen Fäl-
len reichte lediglich ein Abkommen zur „Wieder-
herstellung der Ordnung“, beispielsweise ein Zeit-
plan für das Abhalten von Wahlen, dessen Umset-
zung aber noch ausstand, wie bei der ECOWAS-
Sanktionierung von Mali. Die Anforderungen für 
die Aufhebung regionaler Sanktionen in Afrika 
sind also niedrig und nicht abhängig davon, ob 
gute Regierungsführung verwirklicht wird. 
AU und Regionalorganisationen – keine feste 
Aufgabenteilung
In vielen Fällen verhängt die AU Sanktionen zu-
sammen mit ECOWAS und SADC. Bei einem sol-
chen gemeinsamen oder zumindest zeitgleichen 
Vorgehen ist die Rollenverteilung zwischen AU 
und ECOWAS oder SADC allerdings jeweils un-
terschiedlich. Obwohl die AU ein Subsidiaritäts-
prinzip vorsieht, setzen die Mitgliedstaaten di-
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es in der Praxis nicht immer um. Im Fall Guineas, 
Guinea-Bissaus, Madagaskars und Malis reagierte 
die AU zuerst, woraufhin die ECOWAS nachzog, 
während bei der Elfenbeinküste, Niger und Togo 
ECOWAS die Initiative übernahm. Bisher konnten 
sich die Regionalorganisationen nicht darauf eini-
gen, in welchen Fällen die AU selbst Maßnahmen 
umsetzt und wann sie lediglich koordinierende 
Aufgaben übernimmt (Fisher et al. 2010: 67). Trotz 
dieser unklaren Aufgabenverteilung funktioniert 
die „pragmatische“ Abstimmung der Akteure in 
den unterschiedlichen Krisen jedoch weitgehend.
Unterschiedliche rechtliche Grundlagen und 
Beschlussverfahren 
Die Sanktionen von AU, ECOWAS und SADC 
stützen sich auf verschiedene rechtliche Grund-
lagen und Beschlussverfahren (siehe Tabelle 2). 
Unterschiedlich klare rechtliche Grundlagen für 
den Umgang mit innerstaatlichen Krisen sind ei-
nerseits ein Ausdruck des unterschiedlichen Ge-
wichts sicherheitspolitischer Themen im Verhält-
nis zu Fragen der wirtschaftlichen Integration in 
der jeweiligen Organisation. Andererseits kön-
nen fehlende Regelungen zum Umgang mit ver-
fassungsrechtlichen Machtwechseln auch die sel-
tenere Anwendung von Sanktionen erklären, wie 
sich am Beispiel der SADC zeigt. 
Der rechtliche Rahmen der AU wurde – noch 
zu Zeiten der OAU – in der „Lomé-Deklaration 
zur Reaktion auf verfassungswidrige Machtwech-
sel“ (2000) festgelegt, die insgesamt vier Situati-
onen als verfassungswidrige Regierungswechsel 
definiert: 
1. einen Militärputsch gegen eine demokratisch 
gewählte Regierung, 
2. eine Intervention durch Söldner mit dem Ziel, 
eine demokratisch gewählte Regierung zu stür-
zen, 
3. die Ersetzung einer demokratisch gewählten 
Regierung durch bewaffnete Dissidentengrup-
pen und Rebellen und
4. die Weigerung einer amtierenden Regierung, 
ihre Macht nach einer Niederlage in freien, 
fairen und geregelten Wahlen abzugeben. 
Die möglichen Zwangsmaßnahmen bei verfas-
sungswidrigen Machtwechseln sind im Gründungs-
vertrag der AU (2000), im Protokoll zur Gründung 
des Friedens- und Sicherheitsrats (2002) sowie in 
weiteren Dokumenten genauer ausgeführt (siehe 
Tabelle 2). 
Tabelle 2:  Afrikanische Regionalorganisationen und die Sanktionierung verfassungswidriger  
 Regierungswechsel
Quelle: Eigene Zusammenstellung.
Organisation AU ECOWAS SADC
Rechtliche 
Grundlagen
Lomé Deklaration (2000);  
Gründungsvertrag AU (2000):  
Artikel 23 (2) und Artikel 30;  
Prozessordung der AU Ver-
sammlung (2002): Regel 37
Protokoll zum Mechanis-
mus für Konfliktprävention, 
 -management, -lösung, Frie-
denserhaltung und Sicherheit 
(1999): Kapitel V, Artikel 25;  
Protokoll zu Demokratie und 
guter Regierungsführung (2001): 
Artikel 45
SADC-Gründungsvertrag 
(1992): Kapitel 13, Artikel 33;  
Protokoll zu Politik, Verteidi-
gung und Sicherheit (2001): 
Artikel 11 (2)





haber (Regel 37), Möglichkeit 
weiterer Sanktionen nach Art. 
23 (2) des AU-Gründungsver-
trags
Aufhebung Mitgliedschaft, 
Ausschluss von Kandidaten für 
Positionen in internationalen 
Organisationen, keine ECOWAS 
Treffen im betroffenen Staat 
(Artikel 45); für weitere (z.B. 
wirtschaftliche) Sanktionen gibt 
es keine explizite rechtliche 
Grundlage
Nicht rechtlich festgelegt. In  







De jure: Vorsitzende der AU-
Versammlung und der AU- 
Kommis sion leiten Verfahren 
zur Aufhebung der Mitglied-
schaft ein, AU-Versammlung 
trifft Entscheidungen über wei-
tere Sanktionen (Regel 37); 
De facto : Sanktionen werden 
vom PSC in Zusammenarbeit 
mit der AU-Kommission ent-
schieden
Aufhebung der Mitgliedschaft 
ist ein weitgehend automatisier-
ter Prozess; weitere Sanktionen 
werden ad hoc von Staats- und 
Regierungschefs entschieden
Staats- und Regierungschefs 
entscheiden ad hoc über Sank-
tionen
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Als Reaktion auf die zahlreichen Staatsstrei-
che in Westafrika, die nicht zuletzt die wirtschaft-
liche Integration der Region erschwerten, gaben 
die ECOWAS-Mitgliedstaaten ihrer Gemeinschaft 
im Jahr 1999 ebenfalls ein umfassendes Mandat, 
um die Regierungsstrukturen ihrer Mitgliedstaa-
ten zu schützen. Artikel 45 des 2001 beschlos-
senen „Protokolls zu Demokratie und guter Re-
gierungsführung“ ermächtigt die ECOWAS, bei 
Staatsstreichen Sanktionen zu erlassen. Die Or-
ganisation könnte ihre Mitglieder auch bei mas-
siven Menschenrechtsverletzungen sanktionieren, 
in der Praxis war dies bisher jedoch nie der Auslö-
ser von Zwangsmaßnahmen. 
Die rechtlichen Bestimmungen der SADC sind 
verglichen mit denen von AU und ECOWAS nur 
gering ausgearbeitet. Laut Artikel 33 des SADC-
Gründungsvertrags können Sanktionen gegen 
Mitgliedstaaten erlassen werden, die ihre Pflich-
ten gegenüber SADC verletzen oder gegen Prin-
zipien der Gemeinschaft verstoßen. Bei verfas-
sungswidrigen Machtwechseln sieht das „Pro-
tokoll zu Politik, Verteidigung und Sicherheit“ 
(2001) lediglich vor, dass das Organ für Politik, 
Verteidigung und Sicherheit „eine Lösung finden 
soll“. In der Praxis wird dies kurzfristig auf Gip-
feltreffen entschieden.
Weiterentwicklung und Wandel regionaler 
Sanktionen in Afrika
Der afrikanische Kontinent ist heute im weltwei-
ten Vergleich Spitzenreiter bei regionalen Sankti-
onen, deren Anwendung ein neues Phänomen ist. 
Von den 21 durch AU/OAU, ECOWAS und SADC 
verhängten Sanktionen begannen nur zwei, ECO-
WAS gegen Liberia (1992-1997) und gegen  Sierra 
Leone (1997-2003), in den 1990er Jahren. Seitdem 
haben sich regionale Sanktionen in Afrika zu dem 
am häufigsten verwendeten Instrument entwi-
ckelt, um verfassungswidrigen Machtwechseln zu 
begegnen: Das populärste Druckmittel, der befri-
stete Ausschluss aus der Organisation, ist günstig 
für die Sanktionierenden und erfordert kaum Ka-
pazitäten zur Umsetzung, ermöglicht es den Re-
gierungen aber dennoch, Entschlossenheit und 
schnelles Handeln zu demonstrieren. 
Eine interessante Entwicklung ist die zuneh-
mende Verhängung umfassenderer Maßnahmen. 
Im Falle Guineas, der Komoren, Madagaskars, Ma-
lis, Mauretaniens und der Zentralafrikanischen Re-
publik (2013) verhängte die AU zusätzlich zum 
Ausschluss aus der Organisation auch noch Reise-
beschränkungen und finanzielle Sanktionen ge-
gen die Putschisten. 
ECOWAS hat demgegenüber schon immer här-
tere Zwangsmaßnahmen auferlegt. Mit Ausnahme 
der Elfenbeinküste ging der Ausschluss eines Mit-
glieds immer mit gezielten diplomatischen und fi-
nanziellen Sanktionen einher, in einigen Fällen auch 
mit einem Waffenembargo (Guinea, Liberia, Togo) 
beziehungsweise einer militärischen Intervention 
(Liberia, Sierra Leone). Dieses umfassendere Vor-
gehen der ECOWAS hat vier Hauptursachen: 
• Die Entstehungsgeschichte und das Selbstver-
ständnis der Regionalorganisationen unterschei-
den sich: Für die ECOWAS nehmen sicherheits-
politische Aspekte eine zentrale Bedeutung ein, 
während die meisten anderen afrikanischen Re-
gionalorganisationen wie SADC und Ostafrika-
nische Gemeinschaft (EAC) zuvorderst eine Ent-
wicklungsagenda verfolgen. 
• Die Zahl der Staatstreiche ist in Westafrika im 
afrikanischen Vergleich am höchsten. Hier wur-
de früher als in anderen Regionen ein Bedarf an 
externen Interventionen gesehen. 
• Die Entscheidungsmechanismen innerhalb der 
Regionalorganisationen sind unterschiedlich 
stark institutionalisiert, wobei die auf Konsens 
der Mitgliedstaaten angewiesene SADC durch 
die Kontroverse um die Regierung Präsident 
Mugabes in Simbabwe sicherheitspolitisch weit-
gehend gelähmt ist. 
• Der Grad der Integration in der jeweiligen Re-
gion und die Kapazitäten der einzelnen Regio nal-
organisationen unterscheiden sich stark. Schwa-
che Organisationen wie die Gemeinschaft der Sa-
hel-Sahara-Staaten (CEN-SAD) verfügen weder 
über die Institutionen, noch über die Einigkeit, 
um Sanktionen beschließen und implementieren 
zu können. ECOWAS zeichnet sich demgegen-
über durch einen hohen Integrationsgrad aus. 
Unklar bleibt, ob andere Regionalorganisationen 
in Afrika ähnlich wie ECOWAS zunehmend auf 
Sanktionen setzen oder ob sie die Weiterentwick-
lung und Umsetzung dieses Mechanismus der AU 
überlassen werden. 
Als günstige und relativ leicht umzusetzende 
Maßnahmen werden regionale Sanktionen, ins-
besondere das Aussetzen der Mitgliedschaft, ein 
beliebtes Mittel afrikanischer Außenpolitik blei-
ben, um unerwünschtem politischem oder mili-
tärischem Verhalten in Nachbarstaaten zu begeg-
nen. Auch wenn der Ausschluss aus einer afrika-
nischen Regionalorganisation verglichen mit in-
ternational verhängten Maßnahmen wie Handels-
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embargos als ein schwaches Instrument erscheint, 
besitzt er doch Signalwirkung. Die externe Aner-
kennung ihrer Souveränität ist für viele Regime 
in Afrika, die selbst teilweise nur eingeschränkte 
Kontrolle über ihr Staatsgebiet ausüben, von ho-
her Bedeutung. Die offensichtliche Missachtung 
durch Regierungen im regionalen Umfeld gefähr-
det tendenziell ihre Machtposition. Damit wird 
der befristete Ausschluss aus einer Regionalorga-
nisation zu einer ernst zu nehmenden Maßnahme. 
Der Fokus afrikanischer Sanktionen liegt ge-
genwärtig auf der Stabilität der politischen Ord-
nung in den Mitgliedstaaten und nicht auf einer 
Entwicklung hin zu demokratischer oder besse-
rer Regierungsführung. Derzeit ist nicht abzuse-
hen, ob sich der Schwerpunkt in naher Zukunft 
tatsächlich zugunsten „menschlicher Sicherheit“ 
verschieben wird und damit auch regionale Sank-
tionen im Zusammenhang mit der Regierungs-
führung von Machtinhabern in Afrika verhängt 
werden. 
Hinsichtlich der Wirkung regionaler Sanktionen 
steht die Forschung noch ganz am Anfang. Die bis-
herige Sanktionspraxis ist insofern effektiv, als die 
verfassungsmäßige Ordnung durch Neuwahlen 
und Roadmaps dorthin zumindest de jure oftmals 
wieder hergestellt wird. Ob dies oder eine Auswei-
tung der Maßnahmen ausreicht, um auch Sank-
tionserfolge im Sinne einer besseren Regierungs-
führung zu erzielen, ist fraglich. Es wird vom Aus-
bau von Kapazitäten zur Umsetzung und Überwa-
chung regionaler Sanktionen und einer klareren 
Koordination zwischen AU und Regionalorganisa-
tionen einerseits und der Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen andererseits abhängen. 
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